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B E S C H L U S S 
 

aus der 29. Sitzung 
des Haupt - und Finanzausschusses 

am Donnerstag, 25.04.2024 
 

 

 
öffentlicher Sitzungsteil 
 

6. Neufassung der Benutzungs- und Gebührensatzung des Bürgerhauses 
und der Lehmkauthalle in Grävenwiesbach, der Alten Schule in Laubach, 
des Schlachtraumes in Naunstadt und der Dorfgemeinschaftshäuser der 
Gemeinde Grävenwiesbach mit Fokussierung auf die Einzelbelegung 
hier: Fortsetzung der Beratung unter Einbeziehung der Ortsvorsteher 
<< Elektronischen Zugriff auf Unterlagen der HFA-Sitzung vom 29.06.2023 
bitte sicherstellen >> 

VL-29/2023 
7. Ergänzung 

 

Beschluss: 
1. Der Haupt- und Finanzausschuss hat die Sachberichte VL 29/2023 – 2. Ergänzung wie auch VL-

29/2023 – 7. Ergänzung zur Unterdeckung der öffentlichen Einrichtungen der Gemeinde Grä-
venwiesbach wie auch die Ausführungen zu dem sich nach § 2b UStG ergebenden umsatzsteu-
erlichen Änderungsbedarf wie auch den Vorschlag des Gemeindevorstandes zur Gestaltung der 
Gebührensätze zur Kenntnis genommen. 

2. Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt  
a. die Benutzung- und Gebührensatzung des Bürgerhauses und der Lehmkauthalle in Grä-

venwiesbach, der Alten Schule in Laubach, des Schlachtraumes in Naunstadt und der 
Dorfgemeinschaftshäuser der Gemeinde Grävenwiesbach in der erarbeiteten Fassung 
des Haupt- und Finanzausschusses und empfiehlt der Gemeindevertretung die Zustim-
mung. 

b. die Anlage 1 zur Benutzungs- und Gebührensatzung des Bürgerhauses und der Lehm-
kauthalle in Grävenwiesbach, der Alten Schule in Laubach, des Schlachtraumes in Naun-
stadt und der Dorfgemeinschaftshäuser der Gemeinde Grävenwiesbach in der vom 
Haupt- und Finanzausschuss erarbeiteten, nachfolgenden Fassung nebst Festsetzung 
der folgenden Gebührentatbestände und empfiehlt der Gemeindevertretung die Zustim-
mung. 
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3. Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Gemeindevertretung, den Gemeindevorstand 

auch um Erarbeitung einer neuen satzungsrechtlichen Regelung zur Nutzung der öffentlichen 
Einrichtungen im Zuge der Dauerbelegungsverhältnisse zu bitten. Die Ergebnisse sollen den 
gemeindlichen Gremien zur weiteren Entscheidung vorgelegt werden. 

 
Abstimmungsergebnis: 
Ja -- Nein -- Enthaltun-

gen 
-- Einstimmig X zurückgestellt -- 

 
 
 




